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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 468 bis 478:
Behandlung und Pflege – wollen wir verbessern und vereinfachen, damit Betroffene

niedrigschwellig und schnell Zugang zu Leistungen erhalten. Dazu gehört es auch,Insbesondere

die Schnittstelle zur Pflegeversicherung wollen wir neu gestalten. Unser Ziel ist, dass Menschen

mit Behinderung unabhängig von ihrem Wohnort die Pflegeleistungen erhalten, die sie

benötigen. Grundsätzlich muss die Durchsetzung sozialrechtlicher Ansprüche auf Teilhabe bei

Behörden und Gerichten zu beschleunigenbeschleunigt werden. Die Freistellung von

Einkommen und Vermögen ist unser erklärtes Ziel. Wir wollen, dass Menschen mit Behinderung

selbst entscheiden können, wo und wie sie wohnen. Auch deshalb wollen wir den Ausbau

inklusiver Wohnformen vorantreiben und fördern und die Beratung dazu verbessern. Hierzu

gehört auch eine inklusive kommunale Sozialraumplanuung. Hürden, die das Wunsch- und

Wahlrecht von Menschen mit Behinderung einschränken, wollen wir abbauenbeseitigen.

Deshalb stärken wir das persönliche Budget als wichtige Instrument der Selbstbestimmung, mit

dem Menschen mit Behinderung anstatt Dienst- oder Sachleistungen Geldleistungen oder einen

Gutschein erhalten. Wir gehen weitere Schritte bei der Freistellung von Einkommen und

Vermögen.

Begründung

Die aktuelle Schnittstelle von Eingliederungshilfe und Pflege erschwert mit ihrer Deckelung des

Anspruchs auf Pflegeleistungen in besonderen Wohnformen eine den persönlichen Bedarfen

angemessene Pflegeleistung. Das wollen wir ändern.

Mit dem SGB IX sollte eine Herauslösung der Eingliederungshilfe aus der Sozialhilfe erfolgen.

Deshalb ist es konsequent, Ansprüche ohne Vermögensprüfung zu gewähren. Tatsächlich ist der

Anteil vermögender Menschen mit Behinderung so gering, dass der Aufwand zur Vermögensprüfung

dazu in keinem Verhältnis steht.
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